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Antrag auf Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche 

Wasserversorgungseinrichtung der Gemeinde Teising 

 

Name   ............................................................................................................ 
 

Vorname  ............................................................................................................ 
 

Wohnanschrift ............................................................................................................ 
 

Telefon (tagsüber) ............................................................................................................ 
 

Lage des anzuschließenden Grundstücks mit Flur-Nr.: 
 

............................................................................................................................................ 
 

Gebäudeart  ............................................................................................................ 

 

Die Installationsarbeiten an oben bezeichnetem Gebäude werden von der Firma 

 

.................................................................................. ordnungsgemäß durchgeführt. 

 (Name der Installationsfirma) 
 

 Ich beabsichtige mit den Bauarbeiten auf meinem Grundstück zu beginnen und 

benötige einen Bauwasseranschluss. Das bezogene Bauwasser wird pauschal 

abgerechnet. 

 Ich beantrage daher den Anschluss meines Grundstücks an die 

Wasserversorgungseinrichtung der Gemeinde Teising und den Einbau eines 

Wasserzählers voraussichtlich zum ………………………...  
 

Einen Plan mit dem Leitungsverlauf der Wasserversorgungsanlage auf meinem 

Grundstück   füge ich bei / reiche ich nach. 
 

Als Grundlage für die Berechnung des Herstellungsbeitrags für die 

Wasserversorgungsanlage 
 

- liegt ein Bauplan bei 

- liegt ein Bauplan bei der Gemeinde vor (bei Neubauten !) 

- kann kein Bauplan vorgelegt werden, weil ................................................................. 
 

....................................................................................................................................... 

 

Beschreibung der Anlage 

a) Wohn- oder Gewerbegrundstück  Grundstücksfläche ....................... qm 

b) Landwirtschaft  Zahl der Großvieheinheiten .......................... 
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Einzelne Bestimmungen aus der Wasserabgabesatzung (WAS): 

Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist 
der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts ausschließlich aus dieser 
Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Gesammeltes Niederschlagswasser darf 
ordnungsgemäß für Zwecke der Gartenbewässerung und zur Toilettenspülung verwendet 
werden. Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie 
haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 
 

Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der 
Grundstückseigentümer der Gemeinde Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche 
Anlage nach dem Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden soll. 
Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanlage 
keine Rückwirkungen in das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. Bei einer 
Nachspeisung von Trinkwasser aus der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine 
Eigengewinnungsanlage ist ein freier Auslauf (Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher A1 der 
Nachspeise-einrichtung in das Regenauffangbecken bzw. an sonstigen Stellen (z. B. 
Spülkasten) erforderlich. 
 

Die Grundstücksanschlüsse stehen im Eigentum der Gemeinde. 
 

Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie 
deren Änderung. Sie bestimmt auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. 
 

Der Grundstücksanschluß wird von der Gemeinde hergestellt, angeschafft, verbessert, 
unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Er muß zugänglich und vor 
Beschädigungen geschützt sein. 
 

Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des 
Grundstücksanschlusses zu schaffen, Die Gemeinde kann hierzu schriftlich eine angemessene 
Frist setzen. Der Grundstückseigentümer darf keine Einwirkungen auf den 
Grundstücksanschluß vornehmen oder vornehmen lassen. 
 

Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des 
Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige 
Störungen, unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 
 

Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, 
Änderung und Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle ab, mit Ausnahme des 
Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet oder 
sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet. 
 

Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können plombiert werden. Ebenso 
können Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehören, unter 
Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die 
dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu 
veranlassen. 
 

Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind 
der Gemeinde folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
 

a)  eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers und ein 
Lageplan, 
 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll, 
 

c)  Angaben über eine etwaige Eigenversorgung. 
 

Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung 
entspricht. Ist das der Fall, so erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine 
Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück; die Zustimmung kann 
unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die 
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Gemeinde nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen ihre 
Zustimmung schriftlich verweigert. Entspricht die Anlage nicht den Bestimmungen dieser 
Satzung, setzt die Gemeinde dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine 
angemessene Frist zur Berichtigung und erneuten Einreichung der geänderten Unterlagen bei 
der Gemeinde; Satz 3 gilt entsprechend. 
Die Zustimmung und die Überprüfung befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den 
ausführenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die 
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlagen. 
 

Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen 
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und 
wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 
 

Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit vorheriger 
Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden; andernfalls sind sie auf Anordnung der Gemeinde 
freizulegen. 
 

Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen bei der Gemeinde zu 
beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung 
erfolgen durch die Gemeinde oder ihre Beauftragten. 
 

Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers vor und nach ihrer 
Inbetriebnahme zu überprüfen. Sie hat auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen 
und kann deren Beseitigung verlangen. 
 

Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauftragten der Gemeinde, die sich 
auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden 
Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen der 
Wasserzähler und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung und die von der Gemeinde 
auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. Der 
Grundstückseigentümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, werden davon nach 
Möglichkeit vorher verständigt. 
 

Der Wasserzähler ist Eigentum der Gemeinde. Die Lieferung, Aufstellung, technische 
Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe 
der Gemeinde; sie bestimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler sowie ihren 
Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat die Gemeinde so zu verfahren, daß eine einwandfreie 
Messung gewährleistet ist; sie hat den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine 
berechtigten Interessen zu wahren. 
 

Die Gemeinde ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu 
verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer einwandfreien Messung möglich ist. Die 
Gemeinde kann die Verlegung davon abhängig machen, daß der Grundstückseigentümer sich 
verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 
 

Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der 
Wasserzähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und 
Störungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie 
vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 
 

Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten der Gemeinde möglichst in gleichen 
Zeitabständen oder auf Verlangen der Gemeinde vom Grundstückseigentümer selbst 
abgelesen. Dieser hat dafür zu sorgen, daß die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 
 

Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist der Gemeinde unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. 
 

Teising, den .......................................... 
 

................................................... 
(Unterschrift) 
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 Hinweis: 
Da die Basekapazität bis pH 8,2 größer als 0,5 mmol/l ist, darf jedoch nach DIN 50930 Teil 
6 schmelztauchverzinkter Stahl ohne Einzelfallprüfung nach DIN 50931 Teil 1 (bei 
Neuinstallationen) nicht mehr verwendet werden. Da zudem die Basekapazität bis pH 8,2 
auch noch größer als 0,7 mmol/l ist, ist mit dem Ausbleiben schützender Deckschichten 
zu rechnen. Zudem ist die Wahrscheinlichkeit der Zinkgerieselkorrosion erhöht, da der 
Zinkgerieselquotient kleiner als 3 und größer als 1 ist. Im Warmwasserbereich wird im 
Übrigen generell – d.h. unabhängig vom Chemismus – von der Verwendung verzinkten 
Stahls abgeraten. Schmelztauchverzinkter Stahl ist daher grundsätzlich nicht zu 
empfehlen. Da die Leitfähigkeit des Wassers (bei 20˚C) größer als 500µS/cm ist, kann 
darüber hinaus die Korrosionswahrscheinlichkeit bei Edelstahlplattenwärmetauschern, 
die mit Kupfer hartgelötet sind, erhöht sein. Wir empfehlen wegen möglichen Feinsandes 
in unserem Trinkwasser den Einbau eines Filters. 

 


